
  

  

   
      

  

    

  
       

   

  

    
         

       
   

     
      

        

     
      

    
      

     
     

          
    

     
     

     
  

        
  

    
     

    
        

      

Deutscher Bundestag Drucksache 19/19196 

19. Wahlperiode 13.05.2020

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuss) 

zu dem Antrag der Bundesregierung 

– Drucksache 19/18866 –

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der durch 
die Europäische Union geführten EU NAVFOR Somalia Operation ATALANTA 
zur Bekämpfung der Piraterie vor der Küste Somalias 

A. Problem

Die Bundesregierung beantragt die Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der durch die Europäische Union (EU) geführten EU NA-
VFOR Somalia Operation ATALANTA zur Bekämpfung der Piraterie vor der 
Küste Somalias mit bis zu 400 Soldatinnen und Soldaten bis zum 31. Mai 2021. 

Nach Darstellung der Bundesregierung konnte ATALANTA innerhalb des letzten 
Jahrzehnts eine deutliche Reduzierung der Piraterie erreichen. Die Präsenz der EU 
trägt zu Stabilität und Sicherheit in der Region bei und entfaltet damit Wirkungen, 
die über das Kernmandat hinaus ausstrahlen, so die Bundesregierung weiter. 

Für die beteiligten Kräfte der Bundeswehr ergeben sich laut Mandatstext u. a. fol-
gende Aufgaben: 1. Schutz für die vom Welternährungsprogramm oder von der 
Mission der Afrikanischen Union in Somalia (AMISOM) gecharterten Schiffe, 
unter anderem durch die Präsenz bewaffneter Kräfte an Bord dieser Schiffe. 2. 
Auf Grundlage einer Einzelfallbewertung der Erfordernisse, Schutz von zivilen 
Schiffen in den Gebieten, in denen der Einsatz stattfindet. 3. Überwachung der 
Gebiete vor und an der Küste Somalias einschließlich der Hoheitsgewässer und 
inneren Gewässer Somalias, die Gefahren für maritime Tätigkeiten, insbesondere 
den Seeverkehr, bergen. 4. Durchführung der erforderlichen Maßnahmen ein-
schließlich des Einsatzes von Gewalt zur Abschreckung, Verhütung und Beendi-
gung von Piraterie oder seeräuberischen Handlungen, die im Operationsgebiet be-
gangen werden bzw. begangen werden könnten. 5. Aufgreifen, Ingewahrsam-
nahme und Überstellen von Personen, die im Sinne der Artikel 101 und 103 des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen (VN) im Verdacht stehen, Pi-
raterie oder seeräuberische Handlungen begehen zu wollen, diese zu begehen oder 
begangen zu haben sowie Beschlagnahme der Schiffe der Piraten oder Seeräuber, 
der Ausrüstung und der erbeuteten Güter und Schiffe. Diese Maßnahmen erfolgen 
im Hinblick auf eine eventuelle Strafverfolgung durch Deutschland, durch andere 
Mitgliedstaaten der EU oder durch zur Aufnahme und Strafverfolgung bereite 
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Drittstaaten. 6. Unterstützung der zivilen GSVP-Mission EUCAP Somalia, der 
EU geführten Ausbildungs- und Beratungsmission EUTM Somalia, des EU-Son-
derbeauftragten für das Horn von Afrika und der EU-Delegation in Somalia durch 
logistische Unterstützung, Bereitstellung von Expertise oder Ausbildung auf See 
auf deren Anforderung und im Rahmen der verfügbaren Mittel und Kapazitäten 
und unter Berücksichtigung ihres jeweiligen Auftrages und des Einsatzgebiets 
von ATALANTA. 7. Einsatz von Kräften zur Verwendung in den zur Führung 
von ATALANTA gebildeten Stäben und Hauptquartieren, einschließlich der 
Kräfte zur Unterstützung der Führungsfähigkeit. 

Die Fortsetzung des Einsatzes der deutschen Streitkräfte im Rahmen von 
ATALANTA erfolgt u. a. auf der Grundlage des Seerechtsübereinkommens der 
Vereinten Nationen (VN) von 1982 und den einschlägigen Resolutionen des Si-
cherheitsrats der Vereinten Nationen (zuletzt 2500 (2019)). Nach Darstellung der 
Bundesregierung handeln die deutschen Streitkräfte im Rahmen und nach den Re-
geln eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit im Sinne des Artikels 24 
Absatz 2 des Grundgesetzes. 

Laut Mandatstext erfolgt die Anwendung militärischer Gewalt durch deutsche 
Einsatzkräfte auf der Grundlage des Völkerrechts und wird durch die geltenden 
Einsatzregeln spezifiziert. Dies umfasst auch den Einsatz militärischer Gewalt 
zum Schutz eigener Kräfte, anderer ATALANTA-Kräfte sowie zur Nothilfe. Das 
Recht zur individuellen Selbstverteidigung bleibt in jedem Fall unberührt. 

Das Einsatzgebiet besteht nach Darstellung der Bundesregierung aus den somali-
schen Küstengebieten und inneren Küstengewässern sowie den Meeresgebieten 
vor der Küste Somalias und der Nachbarländer innerhalb der Region des Indi-
schen Ozeans. Hinzu kommt der Luftraum über diesen Gebieten. Deutsche Ein-
satzkräfte dürfen laut Mandatstext bis zu einer Tiefe von maximal 2 000 Metern 
gegen logistische Einrichtungen der Piraten am Strand vorgehen, werden hierfür 
aber nicht an Land eingesetzt. Die Durchführung etwaiger Rettungsmaßnahmen 
bleibt davon unberührt. Angrenzende Räume und das Hoheitsgebiet von Staaten 
in der Region können zu den Zwecken „Vorausstationierung, Zugang, Versor-
gung sowie Einsatzdurchführung“ mit Zustimmung des jeweiligen Staates und 
nach Maßgabe der mit ihm getroffenen bzw. zu treffenden Vereinbarungen ge-
nutzt werden. Im Übrigen richten sich Transit- und Überflugrechte nach den be-
stehenden internationalen Bestimmungen. 

B. Lösung 

Annahme des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
AfD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion DIE LINKE. bei einer Stimmenthaltung aus der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Der Haushaltsausschuss nimmt gemäß § 96 GO-BT in einem gesonderten Bericht 
zu den Kosten Stellung. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 19/18866 anzunehmen. 

Berlin, den 13. Mai 2020 

Der Auswärtige Ausschuss 

Dr. Norbert Röttgen 
Vorsitzender 

Thomas Erndl 
Berichterstatter 

Christoph Matschie 
Berichterstatter 

Armin-Paulus Hampel 
Berichterstatter 

Ulrich Lechte 
Berichterstatter 

Kathrin Vogler 
Berichterstatterin 

Omid Nouripour 
Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Thomas Erndl, Christoph Matschie, Armin-Paulus 
Hampel, Ulrich Lechte, Kathrin Vogler und Omid Nouripour 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 19/18866 in seiner 157. Sitzung am 6. Mai 2020 beraten 
und zur federführenden Beratung dem Auswärtigen Ausschuss, zur Mitberatung dem Ausschuss für Inneres und 
Heimat, dem Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, dem Verteidigungsausschuss, dem Ausschuss für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe und dem Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung über-
wiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Bundesregierung beantragt die Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der durch 
die Europäische Union (EU) geführten EU NAVFOR Somalia Operation ATALANTA zur Bekämpfung der Pi-
raterie vor der Küste Somalias mit bis zu 400 Soldatinnen und Soldaten bis zum 31. Mai 2021. 

Nach Darstellung der Bundesregierung konnte ATALANTA innerhalb des letzten Jahrzehnts eine deutliche Re-
duzierung der Piraterie erreichen. Die Präsenz der EU trägt zu Stabilität und Sicherheit in der Region bei und 
entfaltet damit Wirkungen, die über das Kernmandat hinaus ausstrahlen, so die Bundesregierung weiter. 

Für die beteiligten Kräfte der Bundeswehr ergeben sich laut Mandatstext u. a. folgende Aufgaben: 1. Schutz für 
die vom Welternährungsprogramm oder von der Mission der Afrikanischen Union in Somalia (AMISOM) ge-
charterten Schiffe, unter anderem durch die Präsenz bewaffneter Kräfte an Bord dieser Schiffe. 2. Auf Grundlage 
einer Einzelfallbewertung der Erfordernisse, Schutz von zivilen Schiffen in den Gebieten, in denen der Einsatz 
stattfindet. 3. Überwachung der Gebiete vor und an der Küste Somalias einschließlich der Hoheitsgewässer und 
inneren Gewässer Somalias, die Gefahren für maritime Tätigkeiten, insbesondere den Seeverkehr, bergen. 4. 
Durchführung der erforderlichen Maßnahmen einschließlich des Einsatzes von Gewalt zur Abschreckung, Ver-
hütung und Beendigung von Piraterie oder seeräuberischen Handlungen, die im Operationsgebiet begangen wer-
den bzw. begangen werden könnten. 5. Aufgreifen, Ingewahrsamnahme und Überstellen von Personen, die im 
Sinne der Artikel 101 und 103 des Seerechtsübereinkommens der VN im Verdacht stehen, Piraterie oder seeräu-
berische Handlungen begehen zu wollen, diese zu begehen oder begangen zu haben sowie Beschlagnahme der 
Schiffe der Piraten oder Seeräuber, der Ausrüstung und der erbeuteten Güter und Schiffe. Diese Maßnahmen 
erfolgen im Hinblick auf eine eventuelle Strafverfolgung durch Deutschland, durch andere Mitgliedstaaten der 
EU oder durch zur Aufnahme und Strafverfolgung bereite Drittstaaten. 6. Unterstützung der zivilen GSVP-Mis-
sion EUCAP Somalia, der EU geführten Ausbildungs- und Beratungsmission EUTM Somalia, des EU-Sonder-
beauftragten für das Horn von Afrika und der EU-Delegation in Somalia durch logistische Unterstützung, Bereit-
stellung von Expertise oder Ausbildung auf See auf deren Anforderung und im Rahmen der verfügbaren Mittel 
und Kapazitäten und unter Berücksichtigung ihres jeweiligen Auftrages und des Einsatzgebiets von ATALANTA. 
7. Einsatz von Kräften zur Verwendung in den zur Führung von ATALANTA gebildeten Stäben und Hauptquar-
tieren, einschließlich der Kräfte zur Unterstützung der Führungsfähigkeit. 

Die Fortsetzung des Einsatzes der deutschen Streitkräfte im Rahmen von ATALANTA erfolgt u. a. auf der Grund-
lage des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen (VN) von 1982 und den einschlägigen Resolutionen 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen (zuletzt 2500 (2019)). Nach Darstellung der Bundesregierung handeln 
die deutschen Streitkräfte im Rahmen und nach den Regeln eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit im 
Sinne des Artikels 24 Absatz 2 des Grundgesetzes. 

Laut Mandatstext erfolgt die Anwendung militärischer Gewalt durch deutsche Einsatzkräfte auf der Grundlage 
des Völkerrechts und wird durch die geltenden Einsatzregeln spezifiziert. Dies umfasst auch den Einsatz militä-
rischer Gewalt zum Schutz eigener Kräfte, anderer ATALANTA-Kräfte sowie zur Nothilfe. Das Recht zur indi-
viduellen Selbstverteidigung bleibt in jedem Fall unberührt. 

Das Einsatzgebiet besteht nach Darstellung der Bundesregierung aus den somalischen Küstengebieten und inne-
ren Küstengewässern sowie den Meeresgebieten vor der Küste Somalias und der Nachbarländer innerhalb der 
Region des Indischen Ozeans. Hinzu kommt der Luftraum über diesen Gebieten. Deutsche Einsatzkräfte dürfen 
laut Mandatstext bis zu einer Tiefe von maximal 2 000 Metern gegen logistische Einrichtungen der Piraten am 



    

        
          

   
       

   

     

          
           

         

        
           

      
  

          
    

  

        
     

        
 

      
         

            
 

      

            
       

            
   

 

 
  

 
 

  
 

  
 

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 5 – Drucksache 19/19196 

Strand vorgehen, werden hierfür aber nicht an Land eingesetzt. Die Durchführung etwaiger Rettungsmaßnahmen 
bleibt davon unberührt. Angrenzende Räume und das Hoheitsgebiet von Staaten in der Region können zu den 
Zwecken „Vorausstationierung, Zugang, Versorgung sowie Einsatzdurchführung“ mit Zustimmung des jeweili-
gen Staates und nach Maßgabe der mit ihm getroffenen bzw. zu treffenden Vereinbarungen genutzt werden. Im 
Übrigen richten sich Transit- und Überflugrechte nach den bestehenden internationalen Bestimmungen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat die Vorlage auf Drucksache 19/18866 in seiner 91. Sitzung am 
13. Mai 2020 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 
Annahme. 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Vorlage auf Drucksache 19/18866 in seiner 93. Sit-
zung am 13. Mai 2020 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und 
FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN die Annahme. 

Der Verteidigungsausschuss hat die Vorlage auf Drucksache 19/18866 in seiner 57. Sitzung am 13. Mai 2020 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen
der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme. 

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe hat die Vorlage auf Drucksache 19/18866 in seiner 
54. Sitzung am 13. Mai 2020 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Annahme. 

Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat die Vorlage auf Drucksache 
19/18866 in seiner 53. Sitzung am 13. Mai 2020 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme.  

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Auswärtige Ausschuss hat über die Vorlage auf Drucksache 19/18866 in seiner 57. Sitzung am 13. Mai 2020
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei einer Stimmenthaltung aus der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN die Annahme. 

Berlin, den 13. Mai 2020 

Thomas Erndl Christoph Matschie Armin-Paulus Hampel 
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter 

Ulrich Lechte Kathrin Vogler Omid Nouripour 
Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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